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A. Bekanntmachungen des Landkreises Aurich 

 

 
Jahresabschluss 2015 

der kommunalen Anstalt „Landkreis Aurich – Jobcenter (kAöR)“ 
 
Gemäß § 29 der Verordnung über kommunale Anstalten (KomAnstVO) wird ortsüblich bekannt gege-
ben, dass der Verwaltungsrat der „Landkreis Aurich – Jobcenter (kAöR)“ in seiner Sitzung am 
04.09.2019 den Jahresabschluss 2015 festgestellt und gleichzeitig dem Vorstand für die Haushalts-
führung im Haushaltsjahr 2015 Entlastung erteilt hat. 
 
Der Verwaltungsrat hat beschlossen, den im Jahresabschluss 2015 in der Ergebnisrechnung festge-
stellten Überschuss in Höhe von 89.951,86 € als Rücklage für etwaige Sollfehlbeträge in die Folgejah-
re zu übernehmen. 
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Der Jahresabschluss 2015 der kommunalen Anstalt „Landkreis Aurich – Jobcenter (kAöR)“ wurde 
durch das Rechnungsprüfungsamt des Landkreises Aurich geprüft. Das Rechnungs-prüfungsamt hat 
mit Datum vom 10.05.2019 folgenden Bestätigungsvermerk, der mit Bemerkungen versehen ist, er-
teilt: 
 
„Der Jahresabschluss zum 31.12.2015, der Rechenschaftsbericht und die Buchführung der kommuna-
len Anstalt entsprechen nach pflichtgemäßer Prüfung den Rechtsvorschriften. Die Geschäftsführung 
erfolgt ordnungsgemäß. Die Entwicklung der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage, der Liquidität und 
der Rentabilität ist nicht zu beanstanden. Die Finanz-, Vermögens- und Ertragslage sowie die Liquidi-
tät werden im Jahresabschluss entsprechend den tatsächlichen Verhältnissen dargestellt. Bei den 
Erträgen und Aufwendungen sowie bei den Einzahlungen und Auszahlungen wurde grundsätzlich 
nach der gebotenen Wirtschaftlichkeit verfahren.“ 
 
Der Jahresabschluss und der Lagebericht werden in der Zeit vom 16.09.2019 bis 24.09.2019 im Kreis-
haus Aurich, Fischteichweg 7-13, Zimmer 3.030, während der Dienststunden öffentlich ausgelegt. 
 
Aurich, 05.09.2019 
 
Landkreis Aurich Jobcenter kAöR 
 
Der Vorstand 
Focken 
 
 

 
B. Bekanntmachungen der Stadt Emden 

 

 
Bauleitplanung der Stadt Emden – Bekanntmachung von Bauleitplänen 

Bebauungsplan D 162 „Auricher Straße 227“ 
 

Der Rat der Stadt Emden hat in seiner Sitzung am 27.06.2019 gemäß § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch 
(BauGB) den Bebauungsplan D 162 „Auricher Straße 227“, bestehend aus der Planzeichnung und den 
dazugehörigen textlichen Festsetzungen, als Satzung mit der dazugehörigen Begründung beschlos-
sen.  
 
Das Bebauungsplangebiet liegt in der Gemarkung Harsweg, Flur 1 und wird begrenzt im Norden 
durch die „Tettastraße“, im Osten durch die „Auricher Straße“, im Süden durch die „Kreuzstraße“ 
und „Der alte Postweg“ sowie im Westen durch die die „Kreuzstraße“. Der genaue Geltungsbereich 
ist aus dem untenstehenden Übersichtsplan ersichtlich. 
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Mit dieser Bekanntmachung im Amtsblatt tritt der Bebauungsplan D 162 „Auricher Straße 227“ 
gemäß § 10 Absatz 3, Satz 4 BauGB in Kraft. 
 
Die Planunterlagen mit der Begründung sowie der Planung zugrundeliegende Vorschriften (Gesetze, 
Verordnungen, Erlasse und DIN-Vorschriften) können im Verwaltungsgebäude II der Stadt Emden, 
Ringstraße 38 b, Zimmer 208 während der Dienststunden eingesehen werden (montags bis freitags, 
8.00 Uhr bis 12.00 Uhr, donnerstags 14.30 Uhr bis 17.00 Uhr). 
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB über die fristgemäße Geltendmachung etwa-
iger Entschädigungsansprüche für die in den §§ 39 bis 42 bezeichneten Vermögensnachteile, deren 
Leistungen schriftlich beim Entschädigungspflichtigen zu beantragen sind und auf die Vorschriften 
des § 44 Abs. 4 BauGB über das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen, sofern der Antrag nicht 
innerhalb einer Frist von drei Jahren gestellt wird, wird hingewiesen.  
 
Eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 – 3 und Abs. 2 BauGB bezeichneten Verfahrens- und 
Formvorschriften sowie die Mängel der Abwägung nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB sind gemäß § 215 
Abs. 1 Nr. 3 unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Bebau-
ungsplans schriftlich gegenüber der Stadt Emden unter Darlegung des die Verletzung begründenden 
Sachverhalts geltend gemacht worden sind.  
 
Emden, 10.09.2019 
 
Stadt Emden 
 
Fachdienst Stadtplanung  
Der Oberbürgermeister 
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C. Bekanntmachungen der Gemeinden 

 

 
Bekanntmachung 

3. Änderung des Bebauungsplanes 11.4 – Reithalle - in Timmel 
gemäß § 13a BauGB mit örtlichen Bauvorschriften 

 
Der Rat der Gemeinde Großefehn hat in seiner Sitzung am 20.06.2019 die 3. Änderung des Bebau-
ungsplanes 11.4 – Reithalle – in Timmel gemäß § 13a BauGB mit örtlichen Bauvorschriften und der 
dazugehörigen Begründung als Satzung beschlossen. Durch die 3. Änderung wird das ehemalige Reit-
hallengelände an der Gemeindestraße Zur Mühle einer baulichen Nutzung zugeführt. Der Geltungs-
bereich ist in dem nachstehenden Übersichtsplan schwarz umrandet dargestellt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die 3. Änderung des Bebauungsplanes 11.04 – Reithalle - kann mit der dazugehörigen Begründung ab 
sofort während der Dienststunden im Bauamt der Gemeinde Großefehn, Kanalstraße Süd 54, 26629 
Großefehn, von Jedermann eingesehen werden. Auf Verlangen wird über dessen Inhalt Auskunft 
erteilt. (§ 10 Abs. 3 BauGB). 
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB über die fristgemäße Geltendmachung etwa-
iger Entschädigungsansprüche aufgrund von Festsetzungen im Bebauungsplan nach den §§ 39 –
 42 BauGB, deren Leistung schriftlich beim Entschädigungspflichtigen zu beantragen ist, und des § 44 
Abs. 4 BauGB über das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen, wenn der Antrag nicht innerhalb 
der Frist von drei Jahren gestellt ist, wird hingewiesen.  
 
Weiter wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung der in 

- § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 
- § 214 Abs. 2 BauGB bezeichneten Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des Be-

bauungsplans und des Flächennutzungsplanes sowie 
- § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB bezeichneten Mängel des Abwägungsvorganges  

unbeachtlich ist, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegen-
über der Gemeinde geltend gemacht werden. Der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist 
darzulegen. 
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Gemäß § 10 Abs. 3 BauGB wird die 3. Änderung des Bebauungsplanes 11.4 - Reithalle mit der ortsüb-
lichen Bekanntmachung rechtsverbindlich. 
 
Großefehn, 02.09.2019  
 
Gemeinde Großefehn  
 
Der Bürgermeister  
Meinen  
 

 
Bekanntmachung 

1. Änderung des Bebauungsplanes 8.6 – VI. Teilbereich des Ortszentrums – in Ostgroßefehn gemäß 
§ 13a BauGB mit örtlichen Bauvorschriften 

 
Der Rat der Gemeinde Großefehn hat in seiner Sitzung am 20.06.2019 die 1. Änderung des Bebau-
ungsplanes 8.6 – VI. Teilbereich des Ortszentrums – in Ostgroßefehn gemäß § 13a BauGB mit örtli-
chen Bauvorschriften und der dazugehörigen Begründung als Satzung beschlossen. Durch die 3. Än-
derung wird eine innenliegende Fläche zwischen der K 101 – Postweg und der Graf-Edzard-Straße 
einer baulichen Nutzung zugeführt. Der Geltungsbereich ist in dem nachstehenden Übersichtsplan 
schwarz umrandet dargestellt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die 1. Änderung des Bebauungsplanes 8.6 – VI. Teilbereich des Ortszentrums - kann mit der dazuge-
hörigen Begründung ab sofort während der Dienststunden im Bauamt der Gemeinde Großefehn, 
Kanalstraße Süd 54, 26629 Großefehn, von Jedermann eingesehen werden. Auf Verlangen wird über 
dessen Inhalt Auskunft erteilt. (§ 10 Abs. 3 BauGB). 
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB über die fristgemäße Geltendmachung etwa-
iger Entschädigungsansprüche aufgrund von Festsetzungen im Bebauungsplan nach den §§ 39 –
 42 BauGB, deren Leistung schriftlich beim Entschädigungspflichtigen zu beantragen ist, und des § 44 
Abs. 4 BauGB über das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen, wenn der Antrag nicht innerhalb 
der Frist von drei Jahren gestellt ist, wird hingewiesen.  
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Weiter wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung der in 
- § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 
- § 214 Abs. 2 BauGB bezeichneten Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des Be-

bauungsplans und des Flächennutzungsplanes sowie 
- § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB bezeichneten Mängel des Abwägungsvorganges  

unbeachtlich ist, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegen-
über der Gemeinde geltend gemacht werden. Der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist 
darzulegen. 
 
Gemäß § 10 Abs. 3 BauGB wird die 1. Änderung des Bebauungsplanes 8.6 – VI. Teilbereich des Orts-
zentrums – in Ostgroßefehn mit der ortsüblichen Bekanntmachung rechtsverbindlich. 
 
Großefehn, 02.09.2019  
 
Gemeinde Großefehn  
 
Der Bürgermeister  
Meinen  
 
 

 
D. Bekanntmachungen sonstiger öffentlicher Körperschaften 

 

 
Verordnung über die Festsetzung eines Wasserschutzgebietes für die Wassergewinnungsanlagen 

Tergast und Simonswolde des Wasserwerks Tergast der Stadtwerke Emden GmbH 
 
Aufgrund der §§ 51 und 52 des Wasserhaushaltsgesetzes vom 31.07.2009 (BGBl. I. S. 2585) sowie der 
§§ 91 und 93 des Niedersächsischen Wassergesetzes vom 19.02.2010 (Nds. GVBl. S. 64) wird nach 
Beschlussfassung durch den Kreistag Leer am 19.04.2012 verordnet: 
 

§ 1 
Geltungsbereich 

 
(1) Für die der öffentlichen Wasserversorgung dienenden, auf den nachfolgenden Grundstücken ge-

legenen Brunnen wird ein Wasserschutzgebiet festgesetzt: 
 
 

Wasserfassung Brunnen – Bez. Gemarkung Flur Flurstück 

Tergast A 64 Tergast 5 165/1 

B 54 Tergast 5 176 

C 59 Tergast 5 292/129 

D 59 Tergast 5 22 

E 62 Tergast 6 61/2 

F 62 Tergast 6 62/1 

16/40 Tergast 6 85/6 

17/40 Tergast 6 85/6 

19/36 Tergast 6 85/6 

20/43 Tergast 5 85/6 

X 64 Tergast 6 85/6 

Y 64 Tergast 6 85/6 
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Simonswolde A 71 Simonswolde 12 14 

B 69 Simonswolde 12 16 

C 69 Simonswolde 12 16 

D 71 Simonswolde 12 41 

E 71 Simonswolde 12 41 

F 64 Simonswolde 12 48 

G 64 Simonswolde 12 41 

H 64 Simonswolde 12 41 

J 71 Simonswolde 12 51 

K 71 Simonswolde 12 41 

 
(2) Die Festsetzung des Wasserschutzgebietes erfolgt zugunsten der Stadtwerke Emden GmbH mit 

Sitz in Emden als Betreiberin der öffentlichen Wasserversorgung im Stadtgebiet Emden.  
 

§ 2 
Einteilung in Schutzzonen 

 
Das Schutzgebiet wird in folgende Schutzzonen unterteilt: 
 
Schutzzonen I:  Fassungsbereich der einzelnen Brunnen 
 
Schutzzonen II:  engere Schutzzone (Nahbereich der Brunnen) 
 
Schutzzone   III A: weitere Schutzzone (innerer Bereich) 
 
Schutzzone   III B: weitere Schutzzone (äußerer Bereich). 
 

§ 3 
Beschreibung der Schutzzonen 

 
(1) Schutzzonen I 

Die Schutzzonen I umfassen Kreisflächen mit einem Radius von 10 m, gemessen von der jeweili-
gen Brunnenmitte. 

 
(2) Schutzzonen II: 

Die Schutzzonen II umfassen Kreisflächen mit einem Radius von ca. 100 m der Brunnen A 64, B 54, 
C 59, D 59, E 62, F 62, 16/40, 17/40, 19/36, 20/43, X 64 und Y 64 der Wasserfassung Tergast sowie 
der Brunnen A 71, B 69, C 69, D 71, E 71, F 64, G 64, H 64, J 71 und K 71 der Wasserfassung  
Simonswolde, jeweils gemessen von der jeweiligen Brunnenmitte. 

 
(3) Schutzzone III A: 

Die Schutzzone III A umfasst die Reichweite der entnahmebedingten Grundwasserabsenkung. 
 
(4) Schutzzone III B 

Die Schutzzone III B umfasst das Einzugsgebiet.  
 
(5) Die Begrenzung des Wasserschutzgebietes und seiner Schutzzonen ist aus der mitveröffentlichten 

Übersichtskarte im Maßstab 1:50.000 (Anlage 1) zu ersehen. 
Die parzellenscharfe Abgrenzung des Wasserschutzgebietes und seiner Schutzzonen ergibt sich 
aus der Übersicht der Grundkarten im Maßstab 1:50.000 (Anlage 2) mit den Deutschen Grundkar-
ten Nr. 251021, 251022, 251023, 251026, 251027, 251029, 251030A, 261002, 261006A, 261101A, 
261008, 261009, 261010, 261011, 261012A, 261107A, 261013, 261014, 261015, 261016, 261017, 
261019, 261020, 261021, 261022, 261025, 261026, 261027, 261028, 261032, 261033 und 261034 
im Maßstab 1:8.000 (Anlagen 3). Die vorgenannten nicht veröffentlichten Karten sind ebenfalls 
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Bestandteile dieser Verordnung. Ausfertigungen dieser Verordnung mit den vorgenannten Karten 
werden bei der Stadt Emden, dem Landkreis Leer, dem Landkreis Aurich, der Gemeinde Moor-
merland und der Gemeinde Ihlow aufbewahrt, wo sie während der Sprechzeiten von jedermann 
kostenlos eingesehen werden können. 

 
§ 4 

Schutzbestimmungen für die Schutzzonen I 
 
(1) Die Schutzzonen I dürfen nur zur Vornahme solcher Handlungen betreten werden, die erforder-

lich sind: 
 a) zur Pflege der Grünfläche, 
 b) für den Betrieb und die Überwachung der Wassergewinnungsanlagen, 
 c) zur baulichen und betrieblichen Veränderung der Wassergewinnungsanlagen. 
 
(2) In den Schutzzonen I ist die Bekämpfung von Schädlingen und Unkräutern mit chemischen Mitteln 

verboten und jegliche Düngung untersagt; das Mähgut ist unverzüglich abzufahren. 
 
(3) Im Übrigen ist das Betreten der Schutzzonen I sowie die Vornahme jeglicher Handlung in ihnen 

verboten. 
 
(4) Die Schutzzonen I sind einzuzäunen. 
 

§ 5 
Schutzbestimmungen für die Schutzzonen II, III A und III B 

 
(1) Die in den Schutzzonen II, III A und III B geltenden Verbote sowie die Handlungen und Anlagen, die 

nur beschränkt zulässig sind, ergeben sich aus Absatz 2. Die mit einem „V“ bezeichneten Handlun-
gen und Anlagen sind in der jeweiligen Schutzzone verboten. Die mit einem „G“ gekennzeichne-
ten Handlungen und Anlagen sind in der jeweiligen Schutzzone beschränkt zulässig; sie dürfen nur 
mit Genehmigung des Landkreises Leer bzw. des Landkreises Aurich als jeweils zuständige untere 
Wasserbehörde vorgenommen werden. 

 
(2) Wassergefährdende Handlungen sowie Anlagen in den Schutzzonen: 
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(3) Die über die Schutzbestimmungen dieser Verordnung hinausgehenden Verbote und Genehmi-

gungsvorbehalte nach anderen Rechtsvorschriften bleiben unberührt. Dies gilt insbesondere für 
die §§ 8,9 und 48 WHG, für Rechtsverordnungen aufgrund des § 7 des Pflanzenschutzgesetzes, für 
die Düngeverordnung (DüV), für die Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefähr-
denden Stoffen und über Fachbetriebe (Anlagenverordnung – VAwS -), für die Anforderungen 
nach dem Gesetz zur Förderung der Kreislaufwirtschaft und Sicherung der umweltverträglichen 
Beseitigung von Abfällen (KrW-/AbfG), für die Klärschlammverordnung (AbfKlärV), für § 68 der 
Niedersächsischen Bauordnung sowie für das Tierische Nebenprodukte-Beseitigungsgesetz (Tier-
NebG). 

 
§ 6 

Aufzeichnungen 
 
Wer landwirtschaftliche oder erwerbsgärtnerische Nutzflächen bewirtschaftet, ist verpflichtet, bezo-
gen auf einen Schlag oder eine Bewirtschaftungseinheit, die Stickstoff- und die Phosphorzufuhr 
(P2O5), den nach § 3 Abs. 3 DüV ermittelten Nährstoffgehalt des Bodens und die Ertragserwartung 
aufzuzeichnen. Die Aufzeichnungen über die Zufuhr von Stickstoff und Phosphor sind mindestens 
sieben Jahre lang nach Ablauf des Düngejahres aufzubewahren. 
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§ 7 
Anforderungen an die Düngung 

 
(1) Wer landwirtschaftliche oder erwerbsgärtnerische Nutzflächen bewirtschaftet, ist verpflichtet, die 

Düngung der Flächen auf ein Gleichgewicht zwischen dem voraussichtlichen Nährstoffbedarf und 
der Nährstoffversorgung auszurichten. 

 
(2) Auf landwirtschaftlichen und erwerbsgärtnerischen Nutzflächen darf die Stickstoffzufuhr den 

Düngebedarf des betreffenden Düngejahres nicht überschreiten. Die Düngeempfehlung der 
Landwirtschaftskammer Niedersachsen ist bei der Bemessung des Düngebedarfs zu beachten. Auf 
hoch und sehr hoch mit Phosphor (P2O5) versorgten Böden ist die jährliche Nährstoffzufuhr für 
den zu düngenden Pflanzenbestand mit Phosphor (P2O5) auf die durchschnittliche Nährstoffabfuhr 
mit Ernteprodukten zu begrenzen. 

 
§ 8 

Genehmigung und Befreiung 
 
(1) Verbote und Genehmigungsvorbehalte nach § 5 Absatz 2 gelten nicht für Nutzungen aufgrund 

einer mit Zustimmung der Wasserbehörde geschlossenen Vereinbarung im Rahmen einer Koope-
ration nach den §§ 1 und 2 der Verordnung über die Finanzhilfe zum kooperativen Schutz von 
Trinkwassergewinnungsgebieten. 

 
(2) Die jeweils zuständige Wasserbehörde kann von Verboten, Beschränkungen sowie Duldungs- und 

Handlungspflichten dieser Verordnung eine Befreiung erteilen, wenn der Schutzzweck nicht ge-
fährdet wird oder überwiegende Gründe des Wohls der Allgemeinheit dies erfordern. Sie hat eine 
Befreiung zu erteilen, soweit dies zur Vermeidung unzumutbarer Beschränkungen des Eigentums 
erforderlich ist und hierdurch der Schutzzweck nicht gefährdet wird. 

 
§ 9 

Vorhandene Anlagen 
 
Anlagen, die beim Inkrafttreten dieser Verordnung rechtmäßig vorhanden sind, jedoch den Vorschrif-
ten der §§ 4 und 5 nicht entsprechen, bleiben zunächst weiter zugelassen. Die jeweilige untere Was-
serbehörde kann jedoch die Änderung oder Beseitigung verlangen, wenn der Zweck der Verordnung 
es erforderlich macht. 
 

§ 10 
Duldungspflichten 

 
(1) Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten der im Wasserschutzgebiet liegenden Grundstücke 

haben nach vorheriger Ankündigung folgende Maßnahmen zu dulden: 
 
 a) das Betreten der Grundstücke durch Personen, die von den zuständigen Behörden mit der Be-
     obachtung, Messung und Untersuchung des Grundwassers beauftragt sind, 
 
 b) die Anlage und den Betrieb von Beobachtungsbrunnen, 
 
 c) die Entnahme von Bodenproben, 
 
 d) die Einzäunung der Fassungsbereiche, 
 
 e) das Aufstellen von Hinweisschildern, 
 
 f) die Lagerung von Hilfsstoffen zur Sicherung des Grundwassers. 
 
(2) Bei Gefahr im Verzuge bedarf es einer vorherigen Ankündigung nicht. 
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§ 11 
Kontrolle 

 
(1) Auf Verlangen der Wasserbehörde hat die oder der nach § 6 Verpflichtete Einsicht in die Auf-

zeichnungen nach § 6 dieser Verordnung und nach § 6 Abs. 4 des Pflanzenschutzgesetzes zu ge-
währen oder diese unverzüglich vorzulegen. 

 
(2) Die jeweilige untere Wasserbehörde kann anordnen, den Nitratgehalt durch Nmin-Untersuchungen 

oder gleichwertige Verfahren auf landwirtschaftlich oder erwerbsgärtnerisch genutzten Böden zu 
bestimmen. 

 
§ 12 

Entschädigung oder Ausgleich 
 
(1) Soweit eine Schutzbestimmung dieser Verordnung das Eigentum unzumutbar beschränkt oder 

erhöhte Anforderungen festsetzt, die die ordnungsgemäße land-, forstwirtschaftliche oder er-
werbsgärtnerische Nutzung eines Grundstückes einschränken, regeln sich Entschädigung oder 
Ausgleich nach den Bestimmungen der §§ 52 Absätze 4 und 5 WHG sowie § 93 NWG. Entspre-
chendes gilt für pflanzenschutzrechtliche Verbote und Beschränkungen für die Anwendung von 
Pflanzenschutzmitteln. 

 
(2) Ansprüche auf Ausgleichszahlungen sind gegenüber der Stadtwerke Emden GmbH geltend zu 

machen. 
 
(3) Für Streitigkeiten steht der Rechtsweg vor den ordentlichen Gerichten offen. 
 

§ 13 
Ordnungswidrigkeiten 

 
(1) Ordnungswidrig i. S. von § 103 Abs. 1 Nr. 8 WHG handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
 
 1. einem Verbot oder einer Beschränkung nach §§ 4 und 5 dieser Verordnung zuwiderhandelt, 
 
 2. entgegen § 6 Satz 1 Aufzeichnungen nicht oder nicht vollständig führt, 
 
 3. entgegen § 6 Satz 2 Aufzeichnungen nicht mindestens sieben Jahre lang aufbewahrt, 
 
 4. einer landwirtschaftlichen oder erwerbsgärtnerischen Nutzfläche Stickstoff oder Phosphor ent-
     gegen § 7 zuführt oder 
 
 5. entgegen § 11 Abs. 1 Einsicht in die Aufzeichnungen nicht gewährt oder Aufzeichnungen nicht 
      oder nicht unverzüglich vorlegt. 
 
 
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 103 Abs. 2 WHG in den Fällen des Absatzes 1 Nummer 1 und 

4 mit einer Geldbuße bis zu fünfzigtausend Euro, in den übrigen Fällen mit einer Geldbuße bis zu 
zehntausend Euro geahndet werden. 

 
§ 14 

Übergangsregelung 
 
Bestehende Genehmigungen bleiben von den Beschränkungen dieser Verordnung unberührt. 
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§ 15 
Inkrafttreten 

 
Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung im Amtsblatt für den Landkreis Leer und im 
Amtsblatt für den Landkreis Aurich und für die Stadt Emden in Kraft. 
 
Gleichzeitig tritt die Verordnung vom 27.05.1969 (Amtsblatt für den Regierungsbezirk Aurich vom 
16.06.1969, S. 82) außer Kraft. 
 
Leer, den 29. August 2019 
 
Landkreis Leer 
 
Der Landrat 
Matthias Groote 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Übersichtskarte auf der nächsten Seite wird nur im A3-Format maßstabsgetreu (1 : 50.000) 
angezeigt.  
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weg 7 – 13, 26603 Aurich, Telefon (04941)16 1014 zu senden.  
Laufender Bezug des Amtsblattes nur durch den Landkreis Aurich. 




